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Agrarchemie: Standort Deutschland aus Sicht der Industrie
Agrochemistry in Germany seen by the industry
Von K. Deichner
Zusammenfassung
Die Situation der Pt1anzenschutz- und Düngemittelindustrie wird
vor dem Hintergrund des Standorts Deutschland dargestellt.
Der IVA vertritt 46 Pflanzenschutz- und 19 Düngemittelunterneh-
men. 1993 repräsentierten sie weltweit ein Umsatzvolumen von
knapp II Mrd. DM. Davon entfallen auf Pt1anzenschutzmitteI
8,6 Mrd. DM und auf Düngemittel 2,3 Mrd. DM.
Abstract
The situation of producers of crop protection products and fertilizers is
explained with regard to German circumstances.
The "Industrieverband Agrar - IVA" (Association of Agrochcmical Pro-
ducers) reprcsents 46 producers of plant protection compounds and 19 of fer-
tilizers. In 1993 they represent a worldwide total turnever of 10,900 million
DM, of which 8,600 million DM are made up by plant protection products
and the remainder of 2,300 million DM by fertilizers.
1 Pflanzenschutz
Spitzen stellung in der Welt
Die IVA-Mitglieder haben am Pflanzenschutzweltgeschäft. das 1993
ca. 37 Mrd. DM ausmachte, einen Anteil von 23 %.
In der Bundesrepublik Deutschland wurden bei Pflanzenschutz-
mitteln durch die IVA-Mitglieder 1993 Umsätze von 4,34 Mrd. DM
fakturiert. Der Export belief sich auf knapp 3 Mrd. DM, im Inland
wurden 1,36 Mrd. DM umgesetzt. Vom weltweiten Geschäft entfie-
len auf die Auslandsmärkte rund 85 %.
Die IVA-Mitgliedsfirmen im Bereich Pflanzenschutz haben zwei
sehr schwierige Jahre hinter sich. Schon 1992 war ihr Umsatz gegen-
über dem Vorjahr um 8, I % zurückgegangen, und zwar um 17,8 %
im Inland und 2,4 % im Ausland. Diese Entwicklung setzte sich 1993
fort, mit einem Minus von 13,4 % im Inland und einem Rückgang
um 6,6 % bei den Exporten.
Es gibt mehrere Gründe für diese Entwicklung:
Die veränderten agrarpolitischen Rahmenbedingungen. insbeson-
dere die Extensivierungs- und die Flächenstillegungsprogramme
sowie der Zwang, als Folge der Agrarpreissenkungen das Opti-
mum beim Betriebsmitteleinsatz neu zu bestimmen,
ein verändertes Anwenderverhalten mit einem Trend zu geringe-
ren Aufwandmengen und einer stärkeren Berücksichtigung des
Schadensschwellenprinzips.
hohe Lagerbestände sowohl aus ostdeutscher als auch aus west-
deutscher Produktion, die in diesen beiden Jahren abgebaut wer-
den mußten.
Binnenmarkt ohne Mehrwertsteuer-Harmonisierung
Besonderen Turbulenzen wurde die Pt1anzenschutzindustrie lt1
Deutschland ausgesetzt, weil die Mehrwertsteuersätze im euro-
päischen Binnenmarkt noch nicht harmonisiert wurden.
So liegt beispielsweise der Mehrwertsteuersatz für Pt1anzen-
schutzmittel in Belgien bei 12 %, in den Niederlanden bei 6 %, in
Frankreich bei 5,5 % und in Luxemburg sogar nur bei 3 %, während
Pflanzenschutzmittel in Deutschland mit 15 % belastet werden.
Deutsche Landwirte in Grenznähe kaufen dadurch, unter Ausnut-
zung des "Landwirte-Privilegs" (Ware im Wert bis zu 25 000 DM),
vermehrt in den billigeren Nachbarländern ein. Dabei erwerben sie
auch Produkte ohne Zulassung der Biologischen Bundesanstalt für
Land- und Forstwirtschaft (BBA). Die Zollbehörden können solche
Importe nicht mehr kontrollieren. Die jetzt zuständigen Landes-
behörden sind für diese Aufgabe nur unzureichend gerüstet (Über-
sicht 1).
1994: negativer Trend gebrochen
Für das zurückliegende Jahr 1994 zeichnet sich eine Stabilisierung
des Pt1anzenschutzmarktes ab, bei einigen Produktgruppen auch
wieder ein Umsatzwachstum. Dies ist in erster Linie auf die Witte-
rung zurückzuführen und darauf, daß die Lagerbestände aus der Zeit
nach der Wende abgebaut sind. Zugleich haben die Landwirte die Er-
fahrung gemacht, daß der Verringerung der Aufwandmengen Gren-
zen gesetzt sind und die Zahl der Behandlungen in den Kulturen
nicht beliebig vermindert werden kann, wenn die Erträge stimmen
sollen.
Schlüsselrolle Deutschlands im We/f]~f1anzenschutz
Der deutsche Pt1anzenschutz spielt mit einem Weltmarktanteil von
23 % für die Sicherung der Welternten eine Schlüsselrolle. Große
Bedeutung hat er aber auch für die Wohlstandsentwicklung in
Deutschland. Der extrem hohe Exportüberschuß bei Pflanzen-
schutzmitteln trägt dazu bei, die negative deutsche Leistungsbilanz
zu verbessern.
Die drei großen Pt1anzenschutzfirmen AgrEvo, BASF und Bayer,
die ihre Weltzentrale in Deutschland haben, und ein amerikanisches
Unternehmen, das hier Forschungseinrichtungen unterhält, geben
pro Jahr mehr als I Mrd. DM für Forschung aus.
Die Entwicklung eines einzelnen Pt1anzenschutz-Wirkstoffes ver-
schlingt heute bis zur ersten Markteinführung Kosten in Höhe von
rund 250 Mio. DM (Übersicht 2).
Die IVA-Mitglieder repräsentieren damit einen der forschungs-
intensivsten Bereiche der deutschen Wirtschaft und sind ein Mo-
tor für Fortschritt und Innovation. Ohne die Pflanzenschutzfor-
schung gäbe es viele neue Technologien, insbesondere in der Ana-
lytik, nicht.
Standort Deutschland und Europa gefährdet durch Agrar- und
Umweltpolitik
Die Auswirkungen der EU-Agrarreform und vor allem die Umwelt-
politik haben in jüngster Zeit den Standort Deutschland allerdings
unter gefährlichen Druck gebracht.
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Übersicht 1. Mehrwertsteu-
ersätze für Pflanzenschutz-
mittel in 1993.
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Überzogener Gewässerschutr: Die Zulassung eines Pflanzenschutz-
mittels hängt heute davon ab, daß bei der Anwendung bereits im
Grundwasser der Trinkwassergrenzwert eingehalten wird (Lysi-
meter-Untersuchungen). Es gibt Bestrebungen, diese Zielvorgabe
sogar für Obertlächengewässer zu übernehmen, soweit diese der
Trinkwassergewinnung dienen.
Der Trinkwassergrenzwert für Ptlanzenschutzmittel bildet die
Nachweisgrenze. Er ist für alle Mittel gleich und nicht aus dem
Gefährdungspotential der einzelnen Produkte wissenschaftlich
abgeleitet. Er stellt nach der zugrundeliegenden Ideologie einen
"Vorsorgewert" und damit willkürlichen Wert dar.
Wollte man den Trinkwassergrenzwert auf Obertlächengewässer
übertragen und konsequenterweise dann auch die Regeln für Was-
serschutzgebiete tlächendeckend anwenden, würde dies jede land-
wirtschaftliche Tätigkeit in Frage stellen. Würden in Fortführung
dieser Schutzphilosphie sämtliche Fremdstoffe im Wasser mit der
Elle des Pflanzenschutz-Grenzwerts gemessen, wäre der Wirt-
schaftsstandort Deutschland und Europa ernsthaft gefährdet.
Ungleichbehandlung. Solche Maßstäbe werden jedoch weder bei
natürlichen Fremdstoffen noch bei anderen anthropogenen Stoffen
im Wasser angelegt. Dort gelten toxikologisch begründete Grenz-
werte neben der sachlichen Abwägung von Nutzen und Risiko. Mit
solchen Werten könnte auch die Ptlanzenschutzindustrie mühelos
zurechtkommen. Ihre Produkte sind neben den Arzneimitteln die
bestuntersuchten Erzeugnisse der chemischen Industrie. Vorausset-
zung für ihre behördliche Zulassung ist, daß bei sachgemäßer An-
wendung keine Gefahr für die Gesundheit von Mensch und Tier oder
für die Umwelt ausgeht.
Auch große Teile der Wasserwirtschaft gehören zu den Verfech-
tern dieser Nullwert-Ideologie. Gerade die Wasserwirtschaft ver-
schweigt andererseits, daß sie bei der Aufbereitung von Trinkwasser
selbst Substanzen einsetzt, deren Abbauprodukte nicht nur toxisch,
sondern auch kanzerogen sind. Für diese Substanzen verlangt sie
eine Nurzen-Risiko-Abwägung - die sie bei Substanzen für die
Landwirtschaft versagt - und Grenzwerte, die am Gefährdungs-
potential orientiert sind.
Alle diese Grenzwerte betragen ein Vielfaches des pauschalen
Pflanzenschutzgrenzwertes.
Im Änderungsentwurf der EU-Trinkwasserrichtlinie soll der
Grenzwert für Blei von derzeit 40 Mikrogramm je Liter auf 10 Mi-
krogramm gesenkt werden. Heute liegt dieser Grenzwert noch um
das 400fache über dem für Ptlanzenschutzwirkstoff-Rückstände im
Wasser. Nach Ablauf der Übergangsfrist liegt der neue Blei-Grenz-
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Übersicht 2. Kosten für die
Entwicklung eines Pflanzen-
schutzmittels (Mio. DM).
Synthese und Screening
Formulierung, Produktanalytik
und chemische Entwicklung
Feldversuche und
amtliche Prüfungen
Toxikologie, Rückstandsanalytik,
Metabolismus und Umweltverhalten
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chemische Stoffe im Trinkwasser Schwermetalle im Klär-
(in Mikrogramm/Liter) schlamm (in Mikro-
gramm/kg
Trockensubstanz)
Trinkwasser- Klärschlamm-
verordnung Richtlinie
Blei 40 900000
Cadmium 5 10000
Nickel 50 200000
Quecksilber 1 8000
Arsen 40
Kupfer 0,1
') 800000Zink - 2500000
Haloforme (Chloroforme) 10
polycycl. Kohlenwasserstoffe 0,2
Ptlanzenschutzmittel 0,1
1) als Ptlanzenschutzmittel
Übersicht 3. Grenzwerte für Trinkwasser/Klärschlamm.
wert der Trinkwasserverordnung jedoch immer noch um das lOOfa-
ehe über dem Grenzwert für Pflanzenschutzmittel. Dabei wird Blei
unter anderem für die unzureichende Ausbildung des Gehirns bei
Kleinkindern verantwortlich gemacht.
Ein Pflanzenschutzmittel mit derartigen Eigenschaften hätte kei-
nerlei Chance auf Zulassung. Man muß sich wundern, warum hier
mit zweierlei Maß gemessen wird. Der Grenzwert bei Pflanzen-
schutzmitteln wird durch die Übertragung auch auf das Grundwasser
weiter verschärft, während bei Blei weiterhin die 100- bis 400fach
höheren Werte gelten.
Da der Ersatz der Bleirohre in der EU rund 134 Mrd. DM kostet,
wird für die Sanierung auch noch eine Übergangsfrist von IS Jahren
eingeräumt.
Die Bewertung von Inhaltsstoffen auf die menschliche Gesund-
heit, seien sie nun natürlicher oder fremder Herkunft, muß nach
gleichen Maßstäben erfolgen.
Die überzogene Vorsorge beim Gewässerschutz führt inzwischen
dazu, daß neue Pflanzenschutzmitteln, die biologisch wirksamer
wären und geringere Aufwandmengen benötigten, nicht zur weite-
ren Entwicklung kommen, weil die Möglichkeit besteht, daß sie in
Rückständenwiedergefunden werden könnten.
Sieischafft .. zusätzlicheWettbewerbsverzerrungen zwischen der
Lan<:iwirtschaftEuropas und der USA. Dort werden wissenschaftlich
fllndisrteQrenz\verte •• für Einzelsubstanzen zugrunde gelegt,
\vä~rend JÜrdieProduktion .in Europa ein pauschaler Quasi -Null-
wertgilt.
Solche Vorsorge verursacht lediglich Kosten, ohne der Gesund-
heit des Verbrauchers zu nützen. Der Industrieverband Agrar hat des-
halb kein Verständnis dafür, wenn sich führende Politiker mit diesen
Forderungen solidarisieren.
Die selben Politiker verhalten sich außerordentlich großzügig,
wenn es um kommunale Klärschlämme geht, die über den Acker ent-
sorgt werden sollen. Hier mutet man den Landwirten selbst für pro-
blematische Substanzen Grenzwerte im Boden zu, die bis zum
Mehrtausendfachen über dem für Pllanzenschutzmittel im Wasser
liegen. Wer die Einhaltung des Pflanzenschutzmittel-Trinkwasser-
grenzwertes propagiert, gleichzeitig aber für Klärschlämme aus den
Entsorgungsanlagen höhere, d. h. weniger strenge Grenzwerte 1'01'-
macht sich unglaubwürdig (Übersicht 3).
Trinkwasserschutz: Überhaupt kein Problem
Deutschland ist eines der grundwasserreichsten Gebiete der Welt.
Zur Deckung des tatsächlichen Trinkwasserbedarfs reichen die heu-
tigen Trinkwassereinzugsgebiete mit absolutem Gewässerschutz.
den im übrigen auch der Industrieverband Agrar unterstützt, aus.
Trinkwasser dient heute zu ca. 30 % der Versorgung der Industrie
mit Brauchwasser, für das keine Trinkwasserqualität notwendig
wäre. In den Haushalten wird es im wesentlichen für Baden und
Duschen, Toilettenspülung. Wäsche- und Autowaschen, Garten-
beregnung und ähnliches verwendet. Von der gesamten Trink-
wasserproduktion, die Industrieversorgung einbegriffen, entfallen
nur 0,004 % auf Trinken und Kochen (Übersicht 4).
Produktefür kleine Kulturenfehlen
Die zunehmenden Umweltanforderungen führen zu immer teureren
Produkten. Neue Produkte können deshalb nur noch für Großkultu-
ren entwickelt werden. Kleine Kulturen werden nicht mehr oder nur
in Anlehnung an Großkulturen bedient. Für die Landwirtschaft be-
deutet dies, daß ihre Konkurrenzfähigkeit sowohl auf dem euro-
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Übersicht 4. Wasserbilanz und
Trinkwassernutzung in West-
Deutschland (Angaben in Mrd.
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Kultur Deutschland Niederlande I Frankreich
Kernobstbau 51 80
Gemüsebau 56 114
Getreide 67 112
Raps 37 73
Mais 30 70
Kartoffeln 34 76
Zucker- u. Futterrüben 48 90
Quelle: Bundestags-Ausschuß für Ernährung, landwirtschaft und Forsten
Übersicht 5. Vergleich der Anzahl von Wirkstoffen in zugelassenen
PflanzenschutzmiUeln.
päischen als auch auf den1\Veltn1arktweiter eingeschränkt wird. Be-
stimmte Kulturen können unter diesen Umständen nicht mehr wirt-
schaftlich angebautwerden, Gemüse- und Obstarten werden aus der
deutschen Landwirtschaft verschwinden und durch Importe ersetzt.
Zwei Beispiele mögen belegen, wie dramatisch inzwischen die
Situation für die deutschen Landwirte geworden ist: Für den Ge-
müseanbau sind in Deutschland nur noch 56 Wirkstoffe zugelassen.
Die niederländischen Erzeuger können dagegen 114 Wirkstoffe ein-
setzen.Bei Getreide stehen dem deutschen Landwirt 67 Wirkstoffe
zur Verfügung, während sein französischer Kollege immerhin auf
112 zurückgreifen kann (Übersicht 5).
Daraus ergibt sich ein gravierender Wettbewerbsnachteil für die
deutschen Landwirte. Dem Umweltschutz ist damit nicht gedient.
Mit der wiederholten Anwendung ein und desselben Wirkstoffs
wächst die Gefahr stärkerer Belastung von Boden und Grundwasser.
Die Weiterentwicklung des Integrierten Anbaus wird blockiert.
Harmonisierung der Zulassung gefährdet
Mit der europäischen Zulassungs-Richtlinie verbanden sich große
Hoffnungen auf einen einheitlichen Binnenmarkt auch für den Pflan-
zenschutz. Seit dem Beschluß der Agrarminister über die Einheitli-
chen Grundsätze für die Bewertung von Pflanzenschutzmitteln
durch die Zulassungsbehörden der Mitgliedsländer ist die Harmoni-
sierung gefährdet. Dieser Beschluß erlaubt nationale Sonderwege
und schreibt die unterschiedliche Zulassungspraxis fest. Alle bis-
herigen Stellungnahmen von Politik und Behörden lassen erkennen,
daß Deutschland besonders restriktiv vorgehen wird.
Festgeschrieben werden damit auch die Wettbewerbsverzerrun-
genzwischen .den Anwendern von Pflanzenschutzmitteln in den
Partnerländern. Es ist absehbar, daß sich ein unkontrollierbarer Han-
del über die Grenzen hinweg entwickelt, der de jure Landwirte und
Gärtnerkriminalisiertund dazu führen wird, daß die öffentliche Dis-
kussionüberden illegalen von Pflanzenschutzmitteln nicht
zur Ruhe kommt.
EG-Agrarreform: Extensivierung lind Produktivitätsnickschritt
Die EG-Agrarreform .hat eine breite Diskussion über die Reduzie-
rungder Intensität im Pflanzenbau ausgelöst und zumindest alle
Betroffenen verunsichert.
Der Industrieverband Agrar sieht die Notwendigkeit, die Agrar-
überschüsse in Europa niedrig zu halten. Er verfolgt jedoch mit
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Sorge die zunehmende Abkehr von marktwirtschaftlichem Gedan-
kengut und die staatliche Förderung verschiedener Extensivicrungs-
programme. Leistungsfähige Betriebe werden dadurch benach-
teiligt, der notwendige Strukturwandel in der Landwirtschaft behin-
dert.
Diese dirigistische Politik wird die internationale Wettbewerbs-
fähigkeit der deutschen und europäischen Landwirtschaft weiter
untergraben. Sie zwingt die Landwirte, auf den klimatisch bedingten
Vorteil einer intensiven Wirtschaftsweise zu verzichten, ohne daß
der Strukturnachteil ausgeglichen wird. Durch die Zurücknahme der
Produktivität wird die Landwirtschaft immer mehr von direkten
staatlichen Subventionen abhängig werden.
Zukunft des Standorts Deutschlandfür die Pjlanzensctunzindustrie
11 weltweit agierende Pflanzenschutzunternehmen verfügen über
einen Weltmarktanteil von mehr als 80 %. Sieben dieser Unterneh-
men haben ihren Sitz in Europa, drei in Deutschland. Die euro-
päischen Hersteller haben einen Versorgungs-Anteil 'Im Welt-
verbrauch von rund 60 %. Das Welt-Zentrum der Pflanzenschutz-
industrie liegt somit in Europa, insbesondere in Deutschland.
Die deutsche Pflanzenschutzindustrie gehört zu den selten ge-
wordenen Bereichen unserer Wirtschaft, die eine Spitzenstellung in
der Welt halten. Sie ist jedoch in den doppelten Würgegriff einer
überzogenen Umweltpolitik und einer dirigistischen Agrarpolitik
geraten. Daraus leiten sich gleichermaßen nicht mehr durchschau-
bare und unsichere Rahmenbedingungen für die Zukunft ab.
Am Standort Deutschland und Europa stehen die wirtschaftlichen
Ergebnisse der Pflanzenschutzindustrie in keinem angemessenen
Verhältnis mehr zu den hohen Investitionen in Forschung und Ent-
wicklung und zu den Kosten des laufenden Geschäftes. In einem sol-
chen Klima kann eine .High-Techv-Industrie mittelfristig nicht
mehr prosperieren.
Die Handlungsalternativen für die chemische Industrie sind die
Verwendung der vorhandenen Investitionsmittel in anderen Arbeits-
gebieten und die Verlagerung der Investitionen ins Ausland.
Die weitere Abwanderung kann nur aufgehalten werden, wenn die
Politik der Versuchung widersteht, durch Schüren von Ängsten bei
der Bevölkerung Profil zu gewinnen. Aus Verantwortung für das
Ganze und aufgrund besserer Einsicht sollte sie mithelfen, daß wis-
senschaftliche Erkenntnisse auch in Deutschland wieder zur Grund-
lage wirtschaftlichen und politischen Handeins gemacht werden.
2 Düngemittel
Die Stickstoffproduktion betrug 1993 weltweit 72,7 Mio. t N, der
Verbrauch belief sich auf 72,4 Mio. t N. Produktionsüberschuß-
gebiete sind insbesondere Osteuropa, die frühere UdSSR und Nord-
amerika.
Für die Zukunft ist in den einzelnen Weltregionen mit einer un-
terschiedlichen Verbrauchsentwicklung zu rechnen. In Nordamerika
wird bis zum Jahr 2000 eine Stagnation erwartet. In Mittel- und Ost-
europa ist nach dem schweren Einbruch Anfang der 90er Jahre eine
Stabilisierung absehbar. In den Entwicklungsländern ist dagegen
weiter mit einem erheblichen Verbrauchszuwachs zu rechnen (Über-
sicht 6).
WesleulVpa und Deutschland
In Westeuropa ist der Stickstoffdüngemittelverbrauch nach wie vor
rückläufig; diese Tendenz dürfte sich in abgeschwächter Form fort-
setzen. Derzeit liegt der Verbrauch bei rund 9 Mio. t N jährlich. Einer
Studie des Europäischen Düngemittelverbandes (EFMA) zufolge
wird er bis zum Jahr 2004 auf rd. 8 Mio. t zurückgehen.
In Deutschland wurden im Düngejahr 1993/94 rund 1,6 Mio. t N
eingesetzt, vier Prozent weniger als im Vorjahr, Der Verbrauchs-
rückgang war damit stärker als z. B. in Frankreich und England. Die
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Düngungsintensität. d. h. der Verbrauch je Hektar landwirtschaft-
licher Nutzfläche, ging in der Bundesrepublik auf 95 kg Stickstoff
zurück. In den Niederlanden sowie in Dänemark werden dagegen
nach wie vor weit über 100 kg N je ha landwirtschaftlicher Nutz-
fläche eingesetzt. Im Vergleich damit wird der besorgniserregende
Verbrauchsrückgang in den Ländern des ehemaligen Ostblocks
besonders deutlich. So werden beispielsweise in Polen nur noch ca.
50 kg und in Rußland weniger als 20 kg Stickstoff pro Hektar ein-
gesetzt.
Insgesamt hat sich der Düngemitteleinsatz in der Bundesrepublik
Deutschland zwischen 1989/90 und 1993/94 bei allen Nährstoffen
dramatisch verändert. Bei Stickstoff sank der Verbrauch in diesem
Zeitraum um 25 %, bei den Phosphatdüngern betrug der Rückgang
sogar 44 %. Für das laufende Jahr wird mit einem weiteren geringen
Rückgang bei Stickstoff gerechnet, während bei Phosphat eine Sta-
bilisierung in Aussicht steht.
Der Wert des Düngemittelverbrauchs in Deutschland betrug
1992/93 ca. 1,9 Mrd. DM. Davon lieferten die IVA-Mitglieder ca.
63 %, wobei jeweils rund die Hälfte aus inländischer und aus-
ländischer Produktion stammte (Übersicht 7).
Importe erzwingen Kapozitatsabbau
An der Weltproduktion war die deutsche Düngemittelerzeugung bei
Stickstoff 1992/93 nur noch mit 1,7 % und bei Phosphat mit
0,5 % beteiligt. Insgesamt kontrollieren die lVA-Mitglieder ca. 2 %
der Weltproduktion bei Stickstoffdüngern, berücksichtigt man die
Importe aus ihren anderen europäischen Standorten.
Der westeuropäische Stickstoffmarkt ist für die internationalen
Anbieter von großem Interesse. Bis 1992/93 stiegen die Importe
kontinuierlich an. Erst 1993/94 gingen die Gesamteinfuhren zurück.
Ungebrochen ist dagegen der Importdruck aus Mittel- und Ost-
europa. Die Einfuhren wurden in den letzten fünf Jahren um 260 %
gesteigert, der Marktanteil dieser Länder beläuft sich nunmehr auf
17 % (Übersicht 8).
Insbesondere bei Stickstoff- und Phosphatdüngern wurden
deshalb die Kapazitäten in Westeuropa kräftig abgebaut. In Deutsch-
land geht man davon aus, daß mit der Stillegung von insgesamt rd.
7 Mio. t Stickstoffdüngemittel-Produktionskapazitäten in den letzten
10 Jahren der Anpassungsprozeß abgeschlossen werden konnte. Im
übrigen Westeuropa ist diese Entwicklung noch im Gange (Über-
sicht 9).
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Übersicht 6. Welt-N-Düngemittel-Verbrauch (links).
Übersicht 7. Westeuropa: N-Düngemittel-Verbrauch (rechts).
Übersicht 8. N-Düngernittelirnporte aus Mittel- und Osteuropa (unten).
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Handelspolitik
Die Importproblematik wurde verschärft durch die einseitige Libe-
ralisierung der Handelspolitik gegenüber Mittel- und Osteuropa.
Dumping-Verfahren gegen Angebote unter den Gestehungskosten
haben sich als langwierig und wenig transparent erwiesen; immer
wieder hatten die Hersteller in Deutschland auch eine Ungleich-
behandlung gegenüber den Produzenten in West- und Osteuropa zu
beklagen.
Für die Zukunft ist deshalb zu fordern: Anti-Dumping-Verfahren
müssen als handelspolitisches Instrument voll erhalten bleiben, und
sie müssen schneller abgewickelt und überschaubarer werden.
Ungleichgewichte müssen abgebaut werden. Einerseits hat Ost-
europa selbst hohe Zollschranken gegen Importe errichtet, anderer-
seits dürfen diese Länder ab 1996 zollfrei nach Westeuropa liefern.
Hier ist das Prinzip "gleiches Recht für alle" durchzusetzen.
Das Double-Pricing, z. B. bei Erdgas, ist zu bekämpfen. In Ruß-
land zahlt die eigene Industrie für Erdgas nur ein Viertel des Preises,
der bei Gasexporten nach Westeuropa gefordert wird.
Eine konsequente Anti-Subventionspolitik ist durchzusetzen.
Zusätzliche Umweltauflagen in Deutschland und Europa für die
Düngemittelhersteller, die die internationale Wettbewerbsfähigkeit
gefährden, sollten unterbleiben.
Preisentwicklung
Trotz einer gewissen Preisstabilisierung in der zweiten Jahreshälfte
1994 liegen die Preise nur bei ca. 70 bis 75 % des Niveaus von 1985.
Dies gilt besonders für Stickstoffdüngemittel. Bei Phosphat- und
Kalidüngern stellt sich die Situation kaum günstiger dar. Hinzu
kommt, daß die deutsche Düngemittelindustrie auf der Basis von
erheblich höheren Erdgaspreisen produzieren muß.
In Westeuropa liegen die Erdgaspreise etwa dreimal so hoch wie
in Rußland. Sie werden durch nationale Gasgesellschaften bestimmt,
zwischen denen kaum Wettbewerb besteht. Der Zugang zu einem
freien Gas-Markt ist der Stickstoffindustrie in Westeuropa weit-
gehend verwehrt.
Stabilisierend auf den Stickstoffdüngemittel-Preis in Westeuropa
wirkt sich der relativ hohe Ammoniak-Preis aus. Diese Entwicklung
dürfte im laufenden Düngejahr und wahrscheinlich auch darüber
hinaus anhalten.
Umweltpolitik
Neben den Zwängen im handelspolitischen Bereich übt die Um-
weltpolitik sowohl der EU als auch der Bundesregierung einen
erheblichen Druck auf den Düngemittelverbrauch aus. Obwohl
anerkanntermaßen die Wirtschaftsdünger aus der Tierproduktion
und andere organische Nährstoffträger einen wesentlich höheren
negativen Effekt auf die Umwelt haben, werden Mineraldünger ein-
seitig von umweltpolitischen Maßnahmen getroffen.
DiingeJll itteIsteller
Die Besteuerung von Düngemitteln, vorzugsweise von Stickstoff-
düngern, wird seit Jahren diskutiert und in jüngster Zeit von einer
Reihe von Institutionen verstärkt gefordert. In Deutschland haben
der Urnweltrat, der Dachverband der Agrarforschung sowie der wis-
senschaftliche Beirat im BML und schließlich die Enquete-Kom-
mission für Umweltfragen die Besteuerung von Düngemitteln
befürwortet. Da die Steuer bisher noch nicht EU-konsensfähig ist,
hat sie sich bislang nicht durchsetzen können.
Durch eine Düngemittelsteuer soll nicht nur eine Intensitätsrück-
nahme bei Getreide erfolgen, sondern auch die Nährstoffverlagerung
in das Grundwasser sowie in die Oberflächengewässer - entspre-
chend der Forderung der Nordseeschutz-Kommission reduziert
werden. Zahlreiche Untersuchungen belegen, daß eine derartige
Steuer beide Zielsetzungen nicht erreicht. Die landwirtschaftlichen
Einkommen würde sie dagegen erheblich vermindern. Hinzu
kommt, daß bei einem derartigen Umweltschutz auch das bewährte
Verursacherprinzip aufgegeben würde, da die relativ umwelt-
verträglichen Marktfruchtbetriebe durch eine Mineraldünger-Steuer
weit stärker belastet würden als die viehstarken Betriebe. Nach dem
Verursacherprinzip müßte nämlich der organische Stickstoff im Ver-
gleich zu den mineralischen Düngern im Verhältnis von etwa 3: I
belastet werden.
Energiesteuer
Für Anlagen zur Erzeugung von Primärenergie aus Kohle und Erdöl
wird eine Steuer auf C01-Emissionen diskutiert. Entsprechend den
Koalitionsvereinbarungen von 1994 will die Bundesregierung dieses
Vorhaben in der EU weiter verfolgen. Sollte diese Steuer auch auf
die Produktion von energieverbrauchenden Produkten erhoben wer-
den, wären besonders die Stickstoffdüngemittel erheblich betroffen.
Die Produktion von Stickstoffdüngemitteln ist energieaufwendig.
Diese Energie wird jedoch nicht "verbraucht", etwa zum Heizen,
sondern unter Ausnutzung von Sonnenenergie und Photosynthese in
pflanzliche Energie umgewandelt. Die Gesamtbilanz ist, je nach
Kulturart, mehrfach positiv. Würde der Energieverbrauch für die
Düngemittelindustrie besteuert, so wäre der Standort Deutschland
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68 K. DEICHNER, Agrarchemie: Standort Deutschland aus Sicht der Industrie
oder auch Europa für die Düngemittelindustrie eindeutig in Frage
gestellt.
Kreislaufwirtschajtsgeset;
Das Kreislaufwirtschaftsgesetz ist für die gesamte chemische Indu-
strie gültig. Auch der Bereich Landwirtschaft ist erfaßt. Danach sol-
len alle Stoffe mit bestimmten Gehalten an Nährstoffen und organi-
scher Substanz in die Landwirtschaft zurückgeführt werden. Hierbei
geht es besonders um Klärschlamm, Kompost und Siedlungsabfälle.
Mit dem Einbringen dieser Stoffe in den Boden sind jedoch auch
erhebliche Risiken verbunden, zum Beispiel durch den Gehalt an
Schwermetallen und organischen Verbindungen. Diese Risiken wer-
den aus der Sicht der Industrie vom Gesetzgeber nicht genügend
berücksichtigt. Die Düngemittelindustrie fordert deshalb, daß das
Einbringen dieser Stoffe in den Nährstoffkreislauf in gleicher Weise
durch das Düngemittelgesetz geregelt wird wie die Anwendung der
Mineraldünger.
Die Umweltrelevanz von Klärschlämmen. Komposten und Sied-
lungsabfällen ist noch kritischer einzuschätzen als die der Wirt-
schaftsdünger aus der Tierproduktion. Da Klärschlämme zusätzlich
zu den Wirtschaftsdüngern in der Landwirtschaft eingesetzt werden
sollen, weitet sich die Umweltgefährdung erheblich aus. Dagegen
sind Mineraldünger vergleichsweise umweltverträglich. da sie dem
Pt1anzenbedarf entsprechend gezielt und termingerecht eingesetzt
werden können.
Kontaktanschrift: DI: Wo!(gang Große Entrup, BASF Aktiengesellschaft,
Kommunikation Landwirtschaft APS/K, D-67114 Limbusgerhof
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